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Antrag
des Abg. Dr. Erik Schweickert u. a. FDP/DVP

und

Stellungnahme
des Ministeriums für Finanzen

Wechsel des Anbieters zur Bearbeitung der Coronahilfspro-
gramme

A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1. �wie der Vergabeprozess zur Bearbeitung der Coronahilfsprogramme durch einen 
externen Dienstleister zur Unterstützung der L-Bank ab dem 1. Juli 2023 ausge-
staltet war (bitte mit Informationen zu Vergabeverfahren, durchführender Stelle, 
Anzahl der Bewerber, Vergabekriterien, Umfang und Dauer des ausgeschriebe-
nen Auftrags, Fristen, etc.);

2. �wer warum den Auftrag erhalten hat und welche spezifischen Kompetenzen der 
neue Auftragnehmer hat;

3. �wann dies durch wen mit welchem Umsetzungsdatum entschieden wurde;

4. �inwiefern die Landesregierung und hier insbesondere das für die L-Bank zustän-
dige Finanzministerium diesen Vorgang gesteuert hat, zumindest eingebunden 
war oder wie sie ihn bewertet;

5. �wieso mitten im laufenden Prozess der Bearbeitung der Coronahilfsprogramme 
der Dienstleister gewechselt wurde, bitte mit Angaben zu den Vor- und Nachtei-
len des Wechsels;

6. �wie die Kontinuität sichergestellt wurde, bspw. durch Übergabe von Prozessen 
und Daten, Weiterbeschäftigung oder Übernahme von Personal, Sicherstellung 
von Erfahrung und Kompetenzen, etc., und damit eine problemlose Weiterbear-
beitung seit dem 1. Juli gewährleistet ist;

7. �inwiefern es durch den Anbieterwechsel zu zeitlichen Verzögerungen bei der 
Antragsbearbeitung und Mehrkosten für das Land gekommen ist;

8. �welche Erfahrungen der neue Auftragnehmer mit der in Baden-Württemberg für 
die Administration der Coronahilfsprogramme verwendeten IT-Plattform hat;
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  9. �wie groß das Auftragsvolumen für den externen Dienstleister in der ersten und 
in der zweiten Jahreshälfte war und wie viele Personen damit beschäftigt wor-
den sind bzw. werden sollen (bitte ggf. tatsächlich/Ist-Zustand und Ziel-/Soll-
Zustand angeben, nach Jahreshälften differenziert);

10. �wie die Leistungsindikatoren differenziert nach Monaten im Jahr 2023 für die 
externen Dienstleister aussehen (bspw. bearbeitete Anträge, erstellte Schluss-
bescheide, geprüfte Einwände, oder vergleichbares); 

11. �inwiefern das Land Baden-Württemberg bzw. die L-Bank bei fehlerhaft be-
arbeiteten Anträgen im Rahmen der Bearbeitung der Coronahilfsprogramme 
(bspw. nicht erkannter Betrug, zu hohe Förderungen, Berechnungsfehler, etc.) 
haftet oder sonstige Konsequenzen zu tragen hat;

12. �inwiefern ihr solche Fehler bekannt sind, die im Zuständigkeitsbereich des 
bisherigen externen Dienstleisters bzw. dessen Personals oder Subauftragneh-
mern lagen;

13. �auf welche Art und Weise die Landesregierung und der Veraltungsrat der L-Bank 
(und hier insbesondere der Verwaltungsratsvorsitzende) dabei ihrer Verantwor-
tung nachkommen.

7.8.2023

Dr. Schweickert, Reith, Scheerer, Birnstock, Bonath, Brauer,
Fink-Trauschel, Goll, Haag, Haußmann, Heitlinger, Hoher,
Dr. Jung, Dr. Rülke FDP/DVP

B e g r ü n d u n g

Die L-Bank hat nach Informationen der Antragsteller zum 1. Juli 2023 den exter-
nen Dienstleister zur Unterstützung der Bearbeitung der Coronahilfsprogramme 
gewechselt. Dieser Wechsel des Dienstleisters mitten in einem laufenden Prozess 
wirft erhebliche Fragen auf. Es ist insbesondere unklar, wie eine reibungslose 
Übergabe und problemlose Fortführung der Bearbeitung gewährleistet werden 
kann. Der Antrag erkundigt sich daher nach den Gründen und Details dieses An-
bieterwechsels.

S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 29. August 2023 Nr. FM5-3212-113/1 nimmt das Ministerium 
für Finanzen im Einvernehmen mit dem Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und 
Tourismus zu dem Antrag wie folgt Stellung: 

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen,
zu berichten,

1. �wie der Vergabeprozess zur Bearbeitung der Coronahilfsprogramme durch ei-
nen externen Dienstleister zur Unterstützung der L-Bank ab dem 1. Juli 2023 
ausgestaltet war (bitte mit Informationen zu Vergabeverfahren, durchführender 
Stelle, Anzahl der Bewerber, Vergabekriterien, Umfang und Dauer des ausge-
schriebenen Auftrags, Fristen, etc.);

Zu 1.:

Die Vergabe der Bearbeitung der Coronahilfsprogramme durch einen externen 
Dienstleister zur Unterstützung der L-Bank ab dem 1. Juli 2023 erfolgte ent-
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sprechend der gesetzlichen Anforderungen im Rahmen eines europaweiten Aus-
schreibungsverfahrens in Form eines Verhandlungsverfahrens. Die Ausschreibung 
wurde zuständigkeitshalber von der Landeskreditbank Baden-Württemberg – För-
derbank – (L-Bank) durchgeführt. Es haben sich drei Dienstleister beworben. Die 
Zuschlagskriterien wurden im Voraus mit folgender Gewichtung festgelegt:
– �Qualitätskriterium – Name: Bearbeitungskonzept/Projektstruktur/Gewichtung: 20
– �Qualitätskriterium – Name: �Qualitätssicherungskonzept/Schulungskonzept/Ge-

wichtung: 20
– �Qualitätskriterium – Name: Personalkonzept/Gewichtung: 20
– �Qualitätskriterium – Name: Implementierungskonzept/Vorlaufzeit/Gewichtung: 10
– �Preis – Gewichtung: 30

Der Vertrag soll eine Laufzeit von 24 Monaten mit zweimaliger (automatischer) 
optionaler Verlängerung von jeweils einem Jahr haben, sofern er nicht vier Mona-
te vor Ablauf gekündigt wird. Der Rahmenvertrag endet spätestens zum 30. Juni 
2027, ohne dass es einer Kündigung bedarf.

Die Veröffentlichung ist im Tenders Electronic Daily (TED), der Online-Version des 
„Supplement zum Amtsblatt der Europäischen Union“ für das europäische öffent-
liche Auftragswesen erfolgt. Sowohl die Auftrags- (Veröffentlichung am 30. März 
2023) als auch die Vergabebekanntmachung (Veröffentlichung am 20. Juli 2023) 
sind online nach wie vor öffentlich einsehbar. 

2. �wer warum den Auftrag erhalten hat und welche spezifischen Kompetenzen der 
neue Auftragnehmer hat;

Zu 2.:

Aus der Summe der unter Ziffer 1 genannten Zuschlagskriterien hat die KPMG 
Law Rechtsanwaltsgesellschaft mbH das beste Angebot abgegeben und den Zu-
schlag erhalten.

3. �wann dies durch wen mit welchem Umsetzungsdatum entschieden wurde;

Zu 3.:

Der Zuschlag wurde am 7. Juli 2023 durch die L-Bank mit sofortiger Wirkung 
erteilt. 

4.	 �inwiefern die Landesregierung und hier insbesondere das für die L-Bank zu-
ständige Finanzministerium diesen Vorgang gesteuert hat, zumindest eingebun-
den war oder wie sie ihn bewertet;

Zu 4.:

Für das Vergabeverfahren war die L-Bank als öffentlicher Auftraggeber allein ver-
antwortlich und zuständig. Eine Steuerung durch das Finanzministerium bzw. des-
sen Einbindung in das Vergabeverfahren ist nicht erfolgt. Die Durchführung der 
europaweiten Ausschreibung durch die L-Bank fällt in die operative Zuständigkeit 
der rechtlich selbständigen L-Bank und ist aus Sicht des Finanzministeriums recht-
lich nicht zu beanstanden. Das Vergabeverfahren wurde im Übrigen von einem 
darauf spezialisierten Anwalt begleitet.

5. �wieso mitten im laufenden Prozess der Bearbeitung der Coronahilfsprogramme 
der Dienstleister gewechselt wurde, bitte mit Angaben zu den Vor- und Nachtei-
len des Wechsels;

Zu 5.:

Nachdem der bestehende Vertrag mit dem vorherigen Dienstleister zum 30. Juni 
2023 endete, musste die L-Bank die externe Unterstützung bei der Bearbeitung der 
Coronahilfen gemäß den vergaberechtlichen Vorgaben neu ausschreiben.
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6. �wie die Kontinuität sichergestellt wurde, bspw. durch Übergabe von Prozessen 
und Daten, Weiterbeschäftigung oder Übernahme von Personal, Sicherstellung 
von Erfahrung und Kompetenzen, etc., und damit eine problemlose Weiterbear-
beitung seit dem 1. Juli gewährleistet ist;

Zu 6.:

Im Interesse aller Beteiligten wurde und wird seitens der L-Bank großer Wert da-
rauf gelegt, dass der Dienstleisterwechsel so reibungslos wie möglich abläuft. Ein 
strukturierter Off- und Onboardingprozess hat daher den neuen Dienstleister und 
dessen Mitarbeitende in die Lage versetzt, unmittelbar mit der Arbeit zu beginnen 
und so die Kontinuität sichergestellt. Relevante Daten und Prozesse wurden vom 
vorherigen Dienstleister übergeben. Die Arbeit des Dienstleisters wird durch ein 
spezielles Team der L-Bank eng begleitet, gesteuert und überwacht. Zudem verfügt 
der aktuelle Dienstleister bereits über mehrjährige Erfahrung in der Bearbeitung 
der Coronahilfen sowohl auf Bundes- als auch auf Landesebene.

7. �inwiefern es durch den Anbieterwechsel zu zeitlichen Verzögerungen bei der 
Antragsbearbeitung und Mehrkosten für das Land gekommen ist;

Zu 7.:

Es lässt sich zwar nicht grundsätzlich ausschließen, dass sich der Dienstleister-
wechsel (punktuell) auch in zeitlicher Hinsicht auswirkt. Laut Auskunft der L-Bank 
ist es aber mit den oben dargestellten Maßnahmen bislang gelungen, bedeutende 
Verzögerungen bei der Antragsbearbeitung zu vermeiden. 

Mehrkosten sind dem Land aus dem Dienstleisterwechsel nicht entstanden. 

8. �welche Erfahrungen der neue Auftragnehmer mit der in Baden-Württemberg für 
die Administration der Coronahilfsprogramme verwendeten IT-Plattform hat;

Zu 8.:

Im Rahmen des Vergabeverfahrens mussten Nachweise von Referenzen über ver-
gleichbare Beratungsleistungen zur Bearbeitung von Förderprogrammen beige-
bracht werden. Der neue Dienstleister wurde und wird auch von anderen Auftrag-
gebern (bundes- und länderseitig) zur Bearbeitung der Coronahilfen eingesetzt. 
Die technische Abwicklung erfolgt größtenteils auf dem bundesseitig den Bewil-
ligungsstellen der Länder bereitgestellten Bearbeitungssystem, auf dem der neue 
Dienstleister über die erforderlichen Erfahrungen verfügt.

9. �wie groß das Auftragsvolumen für den externen Dienstleister in der ersten und 
in der zweiten Jahreshälfte war und wie viele Personen damit beschäftigt wor-
den sind bzw. werden sollen (bitte ggf. tatsächlich/Ist-Zustand und Ziel-/Soll-
Zustand angeben, nach Jahreshälften differenziert);

Zu 9.:

Für den vorherigen Dienstleister sind im ersten Halbjahr 2023 Aufwendungen 
in Höhe von 23,8 Mio. Euro angefallen. Über diesen wurden im ersten Halbjahr 
2023 monatlich durchschnittlich 264 VZÄ eingesetzt. Da auch mit dem aktuel-
len Dienstleister ein Rahmenvertrag ohne Abnahmeverpflichtung der L-Bank ge-
schlossen wurde, lässt sich das Auftragsvolumen nicht im Voraus beziffern. Aktuell 
liegen noch keine Rechnungen vor. Das monatliche Auftragsvolumen ist von den 
eingesetzten Personalkapazitäten abhängig. Zum Stichtag 8. August 2023 werden 
vom neuen Dienstleister 332 VZÄ eingesetzt. Die Planung und Steuerung der Per-
sonalkapazitäten erfolgt unter betriebswirtschaftlichen Aspekten in Abhängigkeit 
vom tatsächlichen Arbeitsaufkommen.
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10. �wie die Leistungsindikatoren differenziert nach Monaten im Jahr 2023 für die 
externen Dienstleister aussehen (bspw. bearbeitete Anträge, erstellte Schluss-
bescheide, geprüfte Einwände, oder vergleichbares); 

Zu 10.:

Maßgebliche Leistungsindikatoren für die enge Steuerung der Dienstleister sind 
und waren unter anderem, jedoch nicht ausschließlich, die Anzahl der bearbeiteten 
Vorgänge in ihren Ausprägungen; z. B. Anträge, Änderungsanträge, Schlussab-
rechnungspakete, bearbeitete Korrespondenz usw.

11. �inwiefern das Land Baden-Württemberg bzw. die L-Bank bei fehlerhaft be-
arbeiteten Anträgen im Rahmen der Bearbeitung der Coronahilfsprogramme 
(bspw. nicht erkannter Betrug, zu hohe Förderungen, Berechnungsfehler, etc.) 
haftet oder sonstige Konsequenzen zu tragen hat;

12. �inwiefern ihr solche Fehler bekannt sind, die im Zuständigkeitsbereich des 
bisherigen externen Dienstleisters bzw. dessen Personals oder Subauftragneh-
mern lagen;

Zu 11. und 12.:

Das Land hat generell eine ordnungsgemäße und zweckentsprechende Mittelver-
wendung sicherzustellen. Dahingehende Pflichten wurden der L-Bank im Rahmen 
ihrer Beauftragung als Bewilligungsstelle bei den Coronahilfsprogrammen im 
Geschäftsbereich des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus entspre-
chend übertragen. Die nach den bank- und haushaltsrechtlichen Vorgaben erfor-
derlichen Sorgfaltspflichten wurden und werden bei der Antragsbearbeitung der 
L-Bank nach dortiger Auskunft auch von den beauftragten Dienstleistern strikt 
beachtet.

Sollten dennoch fehlerhafte Bearbeitungen bekannt geworden sein, waren diese 
gemäß den verwaltungsverfahrensrechtlichen Regelungen zu korrigieren. Soweit 
es hierdurch zu Überzahlungen gekommen war, waren diese zurückzuführen. 
Folglich waren in den in der Fragestellung genannten und ähnlichen Fällen von 
fehlerhaft bearbeiteten Anträgen die Förderbescheide aufzuheben und die ausge-
zahlten Mittel von den Begünstigten zurückzufordern. Sachverhalte, aus denen 
sich Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Straftat ergaben, waren konsequent zu 
verfolgen. Selbiges gilt für etwaige Bearbeitungsfehler, die in Zukunft bekannt 
werden.

13. �auf welche Art und Weise die Landesregierung und der Verwaltungsrat der 
L-Bank (und hier insbesondere der Verwaltungsratsvorsitzende) dabei ihrer 
Verantwortung nachkommen.

Zu 13.:

Zunächst ist festzuhalten, dass die L-Bank als Bewilligungsstelle bei den Coro-
nahilfsprogrammen mit der eigenverantwortlichen Wahrnehmung diesbezüglicher 
Aufgaben und Pflichten betraut ist. Wie die konkrete operative Umsetzung dieser 
Aufgaben und Pflichten erfolgt, ist dabei ihr überlassen. Das Land als Aufsicht und 
der Verwaltungsrat überwachen die Geschäftsführung der L-Bank entsprechend 
der Rechtsgrundlagen der L-Bank. Im Übrigen unterliegt die L-Bank auch der 
Kontrolle durch den Landesrechnungshof.

Dr. Splett
Staatssekretärin


